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Die Zahlen zur irregulären Mig-
ration in die Schweiz sind imers-
tenHalbjahr 2024 verglichenmit
der ersten Hälfte des Vorjahres
stark gesunken. Das heisst kon-
kret: Weniger Menschen ohne
gültigeAufenthaltserlaubniswer-
den an den Schweizer Grenzen
oderbei Zollkontrollen im Inland
aufgegriffen. Dazu zählen Men-
schen, die auf Durchreise sind,
und solche, die später in der
Schweiz ein Asylgesuch stellen.

Migrationsexpertin Liska Ber-
net erklärt, wieso sie trotz der
sinkenden Zahlen nicht von ei-
ner Trendwende ausgeht, was
dasmit der europäischenMigra-
tionspolitik zu tun hat und was
der Rückgang für Menschen auf
der Flucht bedeutet.

Frau Bernet, in der ersten
Hälfte dieses Jahres gab es rund
30 Prozentweniger irreguläre
Grenzübertritte in die Schweiz
als in denVergleichsmonaten
desVorjahres. Können Sie das
erklären?
Ehrlich gesagt erstauntmich die-
ser Rückgang. Denn gleichzeitig
sind die Asylgesuche in der
Schweiz nicht zurückgegangen,
sondern sogar leicht angestiegen.

Dennochwerdenweniger
Menschen ohneAufenthalts-
erlaubnis an den Grenzen
aufgegriffen.Was könnten
die Gründe dafür sein?
Bei denMigrationszahlen kommt
es immerwieder zu Schwankun-
gen. Die Mechanismen dahinter
sind extremkomplex undnie nur
auf eineUrsache zurückzuführen.
EinenEinfluss darauf habenmo-
mentan sicher die Verschiebun-
gen der Fluchtrouten.Aberwenn
Routenversiegen, sinkendie Zah-
len nur kurzfristig, bis sich neue
Routen etabliert haben.Das kann
Monate undmanchmal sogar Jah-
re dauern, aber dann steigen die
Zahlenwieder an.

Laut Frontex, der europäischen
Agentur für die Grenz- und
Küstenwache, kamen in der
ersten Hälfte dieses Jahres
61 ProzentwenigerMenschen
über die zentrale Mittelmeer-
route nach Europa, also von
Nordafrika nach Italien oder
Malta, als in der ersten Hälfte
desVorjahres.Warum?
Die niedrigeren Zahlen könnten
ein Hinweis darauf sein, dass die
Bemühungen der EU, die Migra-
tionskontrollen auszulagern,wir-
ken. Länder wie Tunesien, Mau-
retanienundÄgyptenwerdenbe-
zahlt, um die Migration nach
Europa einzudämmen.

Ein Beispiel ist dasMigrations-
abkommen, das die EU im
Sommer 2023mit Tunesien
schloss. Im Gegenzug für
Finanzhilfen soll Tunesien
verstärkt gegen Schlepper
vorgehen, um dieAbfahrten
vonMenschen Richtung Europa
zu reduzieren.
Genau, es ist anzunehmen, dass
Migrationsabkommen wie die-
ses die aktuellen Zahlen auf der
Mittelmeerroute beeinflussen.
Zudem arbeitet Frontex eng mit
der libyschen Küstenwache zu-
sammen, umBoote an derÜber-
fahrt nach Italien zu hindern.Wir

hören vermehrt von Pushbacks
und Pullbacks. Bevor die Men-
schen Europa erreichen,werden
die Boote zurück nachAfrika ge-
schleppt oder gestossen.

Wie sieht die Zusammenarbeit
zwischen Frontex und Libyen
konkret aus?
Frontex setzt Langstreckendroh-
nen und Flugzeuge dazu ein, um
Flüchtlingsboote auf demMittel-
meer zu lokalisieren und die Ko-
ordinatenandieKüstenwacheauf
der libyschenSeiteweiterzugeben.
Die libyscheKüstenwachehält die
Boote mit Geflüchteten dann zu-
rück,bevorsie in europäischeGe-
wässergelangen,wo Italien fürsie
zuständigwäre.

Ist das legal?
Nein, in der allgemeinen Men-
schenrechtserklärung steht, dass
jeder Mensch das Recht hat, ein
anderes Land um Asyl zu ersu-
chen. Man darf Schutzsuchende
nicht daran hindern.Dochweder

diese illegalen Pushbacks noch
dieMigrationsabkommenderEU
werden die Migration nachhal-
tig eindämmen. Denn wo eine
Route geschlossen wird, öffnet
sich früher oder später eine neue.

Haben Sie ein Beispiel dafür?
Ein aktuelles Beispiel ist die Rou-
te von Ostlibyen nach Kreta und
Gavdos.Gavdos ist eine kleine In-
sel neben Kreta. Diese Route hat
sich in den letzten Monaten auf-
getan. Es scheint so, als sei das
eine Reaktion darauf, dass mo-
mentan die Grenzen auf der tra-
ditionellenMittelmeerroute nach
Italien stärkerüberwachtwerden.
Dieses Beispiel zeigt die geopo-
litischeDynamik gut auf.Die Ent-
wicklung neuer Routen braucht
Zeit, aber wenn es irgendwo ei-
nen Rückgang gibt, wird es ir-
gendwann an einer anderen Stel-
le einen Anstieg geben.

Auch auf derWestbalkanroute
verzeichnet Frontex einen
Rückgang der irregulären
Migration – um 72 Prozent.
Was sind die Gründe dafür?
Auch hier gibt es neue Abkom-
men und verstärkte Grenz-
schutzmassnahmen, und auch
hier gibt es sehr viele illegale
Pushbacks – und zwarvon euro-

päischen Behörden. Es gibt Tau-
sende solcher Fälle jedes Jahr.
Das macht die Route weniger
durchlässig und führt dazu, dass
die Zahl der Menschen, die ver-
suchen, über diesen Weg nach
West- und Nordeuropa zu kom-
men, für eine gewisse Zeit zu-
rückgeht. Das heisst aber nicht,
dass diese Leute es nichtweiter-
hin versuchen werden, denn sie
haben keineAlternative.Aberna-
türlich gibt es dann Phasen, in
denen mehr Menschen zurück-

gehalten werden und irgendwo
warten.

Wo?
Sie warten in verschiedenen
Transitländern, etwa in der Tür-
kei, Libyen oderÄgypten.Oft gibt
es informelle Siedlungen, wo
Schutzsuchende ausharren,häu-
fig unter prekären Bedingungen.

Es gibtmomentan also nicht
wenigerMenschen, die nach
West- oderNordeuropawollen,

sondernmehr, die in Transit-
ländern oder an Europas
Aussengrenze daraufwarten,
dass sich neueWege auftun?
Genau. Sie stecken sozusagen
fest. Man muss das grosse Bild
anschauen. Die östliche Mittel-
meerroute nach Griechenland
und Zypern etwa hat in den letz-
tenMonaten einen signifikanten
Anstieg erlebt, in Griechenland
kamen dieses Jahr mehr Men-
schen an als letztes Jahr.Die Zahl
von Menschen, die weltweit auf
derFlucht vorKrieg,Konflikt und
Verfolgung sind,war noch nie so
hochwie heute. ImMaiwaren es
rund 120 Millionen Menschen.
Aber man muss auch sagen: Nur
30 Prozent von ihnen flüchten
weiterweg als in ihrNachbarland.

Die sinkenden Zahlen zur
irregulärenMigration in
der Schweiz deuten Ihrer
Einschätzung nach also nicht
auf eine Trendwende hin?
Nein, ich sehe keine Trendwen-
de.All dieseMassnahmen,die Eu-
ropa trifft, sind keine Lösungen,
sondernVerlagerungen von Pro-
blemen. Das ist nicht nachhaltig.

Siewohnen selbst seit neun
Jahren an derAussengrenze
Europas in Griechenland.
Was bedeutet die verschärfte
Migrationspolitik für die
Menschen auf der Flucht?
Der Ausbau des europäischen
Grenzschutzes führt dazu, dass
dieMenschen schlussendlich ge-
fährlichere Routenwählen. Kon-
kret heisst das, dassmehrvon ih-
nen Gewalt erleben und auf der
Flucht sterben. Das ist ganz ein-
fach die Folge davon.

In einem Interviewmit dieser
Zeitung sagte SVP-Asylchef
Pascal Schmid kürzlich, dass er
alle Asylverfahren auslagern
wolle, in Transitzentren an den
Schweizer Grenzen oder in
Drittstaaten.Was sagen Sie zu
diesem Lösungsansatz?
Das ist der neueste Trend in der
europäischen Migrationspolitik.
Eswird sich zeigen, ob das über-
haupt durchführbar ist. Ich glau-
be, das ist vor allem Symbolpoli-
tik. Ein Beispiel ist der Vorstoss
der FDP, der abgewiesene Eritre-
er und Eritreerinnen in einen
Drittstaat abschieben will, etwa
nach Ruanda. Eritrea nimmt sei-
ne Staatsangehörigen aber auch
aus Transitstaaten nicht zurück.
Das heisst, früher oder später
müssten die Betroffenen zurück
in die Schweiz geflogen werden.

Welche langfristigen Lösungs-
ansätze imUmgangmit der
Migration sehen Sie für Europa
und die Schweiz?
Grundsätzlich glaube ich, dass es
fürMenschen auf der Flucht eine
sichere und legale Route nach
Europa geben muss.Wir sollten
versuchen, Lösungen zu finden,
statt Probleme auszulagern.
Dazu gehört sicher auch eine ge-
rechtereVerteilung von Geflüch-
teten innerhalb von Europa.Und
dannmüssenwir unsere Identi-
tät als Nationvielleicht auchwei-
terentwickeln. Migration ist ein
riesiger Teil unserer Welt, und
das wird sich nicht ändern. Ich
glaube, wir müssen das akzep-
tieren und einenWeg finden, da-
mit umzugehen.

«Die Flüchtenden stecken nur fest»
Irreguläre Einwanderung Deutlich weniger Menschen ohne Aufenthaltserlaubnis kommen über die Grenze. Migrationsexpertin
Liska Bernet sieht darin keine Trendwende und sagt: «Wir sollten versuchen, Lösungen zu finden, statt Probleme auszulagern.»

WestbalkanrouteZentrale Mittelmeerroute

Über diese Routen kommen momentan weniger Menschen
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Weltweit waren noch nie mehr Menschen auf der Flucht als heute: Migranten aus Afrika in einem Boot im Mittelmeer. Foto: Joan Mateu Parra (AP)

Liska Bernet
Die 34-jährige Zürcherin
lebt in Athen und hat
einen Master in
Humanitärer Nothilfe.

Das sagen die Schweizer Behörden

Die Zahlen zur irregulären Migra-
tion beziehen sich auf Personen,
die von Mitarbeitenden des Bun-
desamtes für Zoll und Grenz-
sicherheit (BAZG) aufgegriffen
worden sind. Die Behörde schreibt
auf Anfrage: «Der deutliche
Rückgang ist nicht auf die Kontroll-
intensität des BAZG zurückzufüh-
ren.» Die Zahlen im Bereich der
irregulären Migration seien auf-
grund diverser Ursachen wie
ändernde Migrationsrouten,
Wetterbedingungen und die

geopolitische Lage stets Schwan-
kungen unterworfen.

Auch das Staatssekretariat für
Migration (SEM) geht beim Rück-
gang der irregulären Migration von
Schwankungen aus, die sich
erfahrungsgemäss wieder ausglei-
chen. Insgesamt seien im ersten
Halbjahr 2024 in Europa ähnlich
viele Asylgesuche gestellt worden
wie im ersten Halbjahr 2023.

Aus Sicht des SEM gibt es
gegenüber 2023 zwei wesentliche
Änderungen, die bisher zu einem

Rückgang der irregulären Migrati-
on in die Schweiz geführt haben.
Erstens, dass im ersten Halbjahr
2024 bisher deutlich weniger
Menschen Europa über die zentra-
le Mittelmeerroute erreichten. «Mit
den rückläufigen Zahlen dürfte
auch die Transitmigration durch die
Schweiz zurückgegangen sein.»
Die zweite Änderung: Die serbi-
schen Behörden gehen auf der
Westbalkanroute seit Oktober
2023 verstärkt gegen die irregulä-
re Migration vor. Dies führe dazu,

dass die Route Serbien–Ungarn–
Österreich deutlich weniger
frequentiert werde und es in der
Folge kaummehr irreguläre
Migration über die österreichisch-
schweizerische Grenze gebe.

Derzeit führe die wichtigste
Migrationsroute von Serbien aus
über Bosnien, Kroatien und
Slowenien in Richtung Italien.
Zudem werde seit Oktober 2023
auch die Route Serbien–Rumä-
nien–Ungarn–Slowakei stärker
frequentiert als zuvor. (alb)

3

Thema
Montag, 12. August 2024

Alice Britschgi
und Christian Zürcher

Das LebenvonMarta Lado nahm
schon einige tollkühne Kurven,
geplante und ungeplante.

Sie sei eine talentierte Schüle-
rin gewesen, sagt die 32-Jährige.
Sie ging aber nicht ans Gymnasi-
um,wie esdieElternwollten, son-
dern machte das KV bei der UBS
samt Berufsmatura. Darauf ver-
schlug es sie ins Investmentban-
king,Gebiet Edelmetallhandel, es
gefiel ihr mässig. Sie wollte die
Maturnachholen,umLehrerin zu
werden, und überforderte sich,
weil sie danebennoch80Prozent
arbeitete.Mit 26 erkrankte sie an
Schilddrüsenkrebs.Nachdem sie
denTumorbesiegt hatte, ging sie
an die Österreichische Weinaka-
demie.Undnunmacht siewieder
etwas ganz anderes.

Ladowird Lehrerin. «Ich freue
mich sehr», sagt sie in ihrem
neuen Klassenzimmer im Kan-
ton Luzern. Sie bereitet sich auf
das neue Schuljahr vor.

Lado ist eine Quereinsteige-
rin. Sie steht künftig vor einer
Klasse, ohne dass sie ein Lehr
diplom hat. Ihre Schulleiterin
blickt kurz aus ihrem Büro und
sagt: «Ich brauche sie.»

Ihr geht eswie vielen anderen
Schulleiterinnen. Das Schweizer
Schulsystem ist amAnschlag, es
fehlen Lehrkräfte, so viele, dass
manwährend Corona dieAnfor-
derungen etwas lockerte und
auch Leuten ohne Lehrdiplome
vor die Klassen schickte.

Manche Quereinsteiger
erlitten Burn-out
Man erwartete damals primär
Heilpädagoginnen und Klassen-
assistenzen,bereits erfahren und
gestählt durch den Schulalltag.
Es kamen aber auch Polymecha-
niker, Wirtschaftsprüferinnen,
Schreiner und Physiotherapeu-
tinnen, häufig vorbereitet durch
einen Sommerkurs und ein paar
Tipps deranderen Lehrpersonen.
EswareinepragmatischeLösung,
aber sicher nicht optimal, man-
chederQuereinsteigererlittengar
ein Burn-out wegen der Arbeits-
last.Die oberste LehrerinDagmar
Rösler sagte 2022, siewürde sich
als Mutter Sorgen machen.

Lado kanndasverstehen. «Ich
finde, für einen solchen verant-
wortungsvollen Job braucht es
eine umfassende Ausbildung»,
sagt sie.Darumhat sie vergange-
nes Jahr die Pädagogische Hoch-
schule (PH) in Luzern begonnen.
Es ist eine Herausforderung, fi-
nanziell und organisatorisch,das
wird offensichtlich, wenn Lado
von ihrer Arbeitswoche erzählt.

Lado ist an ihrer Schule mit
einem 30-Prozent-Pensum an-
gestellt. Damit sie über die Run-
den kommt, arbeitet sie zwei
Abende pro Woche in einer Bar.
Ihr Pensuman der Schule hält sie
bewusst tiefer, weil sie durch
Stellvertretungen in anderen
Klassen deutlichmehrverdienen
kann. Der Stundenlohn beträgt
dort 72 Franken, imVergleich zu
den 50 Franken bei gewöhnlicher
Anstellung.

«Fürmich als Frau ohne Kin-
der geht das auf, ich habe mein
Leben voll auf das Studium aus-
gerichtet», sagt sie. Andere kön-
nen oder wollen das nicht. Zum
Beispiel Mütter oder Väter, die

auf das Geld angewiesen sind.
Sie studieren nicht.

Darum ist in Lehrerkreisen
eine Debatte entstanden, die eine
Wucht entwickelt hat, um Leh-
rerzimmer zu spalten.

20 Prozent weniger Lohn
als ausgebildete Lehrkräfte
Marco Colombo ist ein Lehrer
ohne Diplom, er unterrichtet
kommendes Jahr in Regensdorf
ZH. Erwar Physiotherapeut und
bildet sich als Product Designer
weiter, nun ist er Fachlehrer für
textiles Gestalten. ImKanton Zü-
rich hat man für Leute wie ihn
sogar einen Kurznamen gefun-
den: Poldis. Personen ohne Lehr-
diplom.

Colombo spricht von einer
Zweiklassengesellschaft. «Alle
sagen, wie wichtig wir seien,
doch wertgeschätzt werden wir
kaum.» Die Poldis verdienen im
Kanton Zürich 20 Prozentweni-
ger Lohn als ausgebildete Lehr-
kräfte, sie dürfen nur ein Jahr an

einer Schule unterrichten, dann
müssen sie weiterziehen. Es
dient als Anreiz, um eineAusbil-
dung zu machen.

Es ist das Thema, an dem sich
Colombo am meisten aufreibt.
Wie sollen sie in einemTeilpen-
summitweniger Lohn eineAus-
bildung machen? «Es braucht
eine Ausbildung. Aber sie muss
für uns sicher nicht drei odervier
Jahre dauern», sagt er. Bei der
Bildungsdirektion stiess er mit
seinem Anliegen bisher auf we-
nig Gesprächsbereitschaft.

Gut so, findet Kathrin Scholl.
Aus Prinzip. Siewar 17 Jahre lang
Primarlehrerin, heute leitet sie
den Aargauer Lehrerverband.
«Ich sorge mich um die Bil-
dungsqualität», sagt sie. Die
schlechter gewordenen Pisa-Re-
sultate verbindet sie unter ande-
rem auch mit dem schlechter
ausgebildeten Personal. «Wir
dürfen jetzt sicher nicht die An-
forderungen runterschrauben,
auf keinen Fall.»

Der Lehrermangel ist in ihrem
Kanton besonders ausgeprägt.
Die tiefen Löhne sorgten jahre-
lang für eine Flucht von jungen
Lehrkräften in die Nachbarkan-
tone Solothurn oder Zürich, die
aktuelle Pensionierungswelle
verschärft das Problemweiter.

Die Rettung: die Poldis.
«Ohne sie wäre das System

kollabiert», sagt Scholl. Doch
wohl ist ihr nicht dabei. «Wir
müssen sie dazu bringen, dass
sie eine richtigeAusbildungma-
chen.» Doch die wenigsten ma-
chen das. «Warum auch», sagt
Scholl, «es gibt ja kaum Anreize
dazu bei uns.»

Poldis verdienen im Kanton
Aargau fünf Prozentweniger als
ausgebildetes Personal. «Die Dif-
ferenz ist abartig gering», sagt
Scholl. Undweil der Lehrerman-
gel im Aargau so gross ist, gibt
es Gemeinden, die den Poldis so-
gar 100 Prozent Lohn zahlen.
Manche nutzten die Mangellage
aus, erzählt Scholl. Sie verhan-
deln – und sagen: In der Nach-
bargemeindemachen sie keinen
Abzug.

Der Lohn ist ein grosses The-
ma – er variiert von Kanton zu
Kanton. Lohnabzüge kennen ne-
ben Zürich auch Bern (–20 Pro-
zent), St.Gallen (–15 Prozent) und
Aargau (–5 Prozent). Die Kanto-
ne Luzern und Basel-Stadt stu-
fen die Poldis eine bis drei Lohn-
stufen tiefer ein, und im Kanton
Schwyz gibt es keinenAbzug, da-
für keine Lohnerhöhungen.

Das führt zu einem interkan-
tonalen Wettbewerb. Kathrin
Scholl erzählt, dass im Kanton
Aargau überdurchschnittlich vie-
le Poldis im System seien. Ihr
Kanton kann aber nicht sagen,
wie viele es sind. Scholl selbst
schätzt, dass von den rund 8500
Lehrpersonen gegen zehn Pro-
zent ohne Lehrdiplom arbeiten.
Der Kanton Zürich schätzt die
Zahl auf rund 3 Prozent. Bern,
Luzern, und Basel-Stadt können
keine Zahlen liefern.

Die Oberstufenlehrerinmit
Diplom für die Primarstufe
Die Poldis polarisieren. ImOpti-
malfall helfen ihnen die erfahre-
nen Lehrkräfte.Doch längst nicht
alle im Lehrerzimmer sehen ein,
weshalb die Quereinsteiger ein
Sonderzüglein fahren sollen.

Und es gibt Lehrpersonenwie
Annemarie Schweizer, die sich
fragen, wieso nicht auch für sie
Ausnahmen gemacht werden
können. Die 41-Jährige unter-
richtet seit 17 Jahren an derOber-
stufe im Kanton St. Gallen – und
verdient auf ihrer Lohnstufe je-
den Monat rund 2000 Franken
weniger als ihre Kolleginnen.

Das ist so,weil sie nureinLehr-
diplom für die Primarstufe hat.
Seit ihremAbschluss 2003 arbei-
tete sie aber fast ausnahmslos als
Oberstufenlehrerin. «Ich habe
schnell gemerkt, dass mir die
Oberstufe wahnsinnig zusagt»,
sagt sie über ihrenWechsel.

Schweizerversuchte zweimal,
ihrDiplom auf derOberstufe an-
erkennen zu lassen – vergeblich.
Ihr heutiger Schulleiter CäsarCa-
menzind sagt: «Lehrpersonen,
die schon so lange in der Ober-
stufe unterrichten, sind Profis,
sie sollten aufgrund ihrer Erfah-
rung die Stufenanerkennung be-
kommen.» Doch beide Anträge

wurden abgelehnt. Begründung:
Annemarie Schweizermüsse zu-
erst Ausgleichsmassnahmen ab-
solvieren.

Für Schweizer bedeutet das,
dass sie berufsbegleitend einen
Oberstufen-Master an der PH
St.Gallen nachholen müsste.
Dauer:mindestensvierSemester.
Zwar würde sie schon während
ihrerWeiterbildungdenOberstu-
fenlohn erhalten und könnte sich
gewisse Punkte aus derPraxis an-
rechnen lassen, trotzdem sei es
alsMutter schwierig,nochmal zu
studieren, sagt sie. «Mich ent-
täuscht es, dass für Quereinstei-
ger, die noch nie Schule gegeben
haben, attraktive Ausbildungen
aus dem Boden gestampft wer-
den, es fürmich aberkeine einfa-
che Lösung zu geben scheint»,
sagt sie.

Mangelnde Flexibilität
bei der Ausbildung
Was Schweizer neben dem zeit-
lichen Aufwand stört, ist die
mangelnde Flexibilität bei der
Weiterbildung. Schweizer unter-
richtet Mathematik, Englisch
und Deutsch. Diese Fächerkom-

bination gibt es an der PH aber
nicht. «Ichmüsste also Kursewie
Informatik und Kochen belegen,
die ich nie unterrichten werde»,
sagt sie.

Quereinsteigerin Marta Lado
kennt an ihrer PH ähnliche Fle-
xibilitätsprobleme. Sie nervt sich
zum Beispiel über die hohe Prä-
senzpflicht für Quereinsteiger.
«Das erschwert mir das Leben
enorm.» Sie fände darum ein
Fernstudium überlegenswert.
Etwas, was die PH Schwyz die-
ses Jahr eingeführt hat.

Lado spricht zudem sieben
Sprachen, sie wuchs mehrspra-
chig auf, amFamilientisch sprach
man Französisch, Englisch
spricht sie auf Proficiency-Ni-
veau. Trotzdem müsste sie für
beide Fächer je einen sechswö-
chigen Sprachaufenthalt ma-
chen. «Das kostetmich Geld und
bedeutet auch einen Ertragsaus-
fall.» Sie verzichtet darum auf
eineVertiefung im Fach Franzö-
sisch – sie kann es sich schlicht
nicht leisten.

Darum gilt auch hier: Marta
Lado bleibt flexibel.

Auf Umwegen ins Klassenzimmer
Lehrermangel in der Schweiz Notlösung oder Geniestreich? Lehrpersonen ohne Diplom spalten die Lehrerzimmer.
Wieso manche von ihnen von einer «Zweiklassengesellschaft» sprechen und was sich ausgebildete Lehrpersonen wünschen.

Die 32-jährige Marta Lado hat das Bank-KV gemacht, jetzt arbeitet sie als Primarlehrerin. Fotos: Silas Zindel

«Alle sagen,
wie wichtig
wir seien, doch
wertgeschätzt
werden
wir kaum.»
Marco Colombo
Lehrer ohne Diplom

Für Annemarie Schweizer
wird keine Ausnahme gemacht.

So steht es um
den Lehrermangel

Der Lehrerinnenmangel hat sich
im Vergleich zum Vorjahr etwas
entschärft, weil die Schulen schon
früher aktiv wurden und zum Teil
auch auf neue Rekrutierungsme-
thoden setzen, wie Jobmessen
oder auch Tiktok. Der Kanton Bern
meldet 28 unbesetzte Stellen,
Basel-Stadt drei. Im Kanton Luzern
sind zurzeit keine Stellen ausge-
schrieben, im Aargau sind es 196
und im Kanton Zürich 82. (czu)


